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„Es iſt ein grundlegender Fehler der deutſchen
Beſoldungspolitik , daß ſich die Höhe des Ge⸗
halts nach der Zahl der durchgeſeſſenen Hoſen richtet. “

( Servus humilis . )

Zur Entwickelung der Beamtengehälter in Preußen.
Die „ Neue Preußiſche Zeitung “ entnimmt dem „Statiſtiſchen

Jahrbuch für den preußiſchen Staat “ Angaben über die Ent⸗
wickelung der preußiſchen Beamtenbeſoldun⸗
gen . Vorausgeſchickt iſt eine Entwickelung von Arbeitszeit
und Arbeitslohn . Hiernach iſt beiſpielsweiſe der Mindeſtlohn der
Zimmerleute von 16,50 / im Fahre 1869 auf 40,50 im
Jahre 1909 geſtiegen . Die Steigerung betrug alſo etwa das
Zweieinhalbfache . Es erhielt im Jahre 1870 ein Maurer und
ein Steinhauer einen Mindeſtlohn von 10,20 / , im Jahre 1903
von 18 J . , einen Höchſtlohn in beiden Jahren von 14,40 und
36 A, einen Mittellohn von 13,37 „ und 25,80 J , einen Durch⸗
ſchnittslohn von 13,19 „ und 25,98 &. Es iſt alſo eine Steige⸗
rung um faſt 100 vom Hundert , beim Höchſtlohn ſogar eine ſolche
um etwa 150 vom Hundert eingetreten . Im allgemeinen ſind
die Löhne in Deutſchland von 1870 bis 1909 um 50 bis 100 vom
Hundert oder noch mehr geſtiegen .

Dieſen wirklich namhaften Steigerungen der Arbeitslöhne
werden ſodann die ſtatiſtiſchen Angaben über die Steigerungen
der Beamtenbeſoldungen gegenübergeſtellt . Es ergibt ſich zwar
ein ſtetiges Fortſchreiten der Beſoldungen , aber weitaus nicht in
ähnlichem Maße , wie bei den Arbeitslöhnen . Mit anderen Wor⸗
ten : es iſt neuerdings der Beweis geliefert , daß die Beamten⸗
gehälter mit der fortſchreitenden Geldentwertung nicht Schritt
gehalten , vielmehr zum großen Schaden der Beamtenwirtſchaft
weit dahinter zurückgeblieben ſind . Dem wertvollen Zahlenwerk
ſeien folgende Angaben entnommen , die bis in die fünfziger
Jahre des vorigen Jahrhunderts zurückreichen und jeweils den
niedrigſten ( Anfangs⸗ ) Gehalt dem Höchſtgehalt gegenüberſetzen .
Zunächſt die Beſoldung der Unterbeamten . Dieſe erhielten 1850
in den Miniſterien 720 —1350 „/ , im Jahre 1870 900 —1500 &l ,
1875 aber 1200 —1650 „ und 240 „ Wohnungsgeldzuſchuß , 1905
—1200 —1800 % und 480 Wohnungsgeldzuſchuß , 1910
( und 1912 ) 1400 —2000 „ und 480 / Wohnungsgeldzuſchuß .
Die Steigerung des Geſamteinkommens von 1870 bis jetzt beläuft
ſich hier alſo auf etwas über 100 vom Hundert beim Mindeſt⸗ und
66 vom Hundert beim Höchſteinkommen . Bei den Regierungen
betrugen die Dienſteinkünfte dieſer Gruppe 1850 nur 540 bis
900 J , im Jahre 1870 ſchon 900 —1050 „ , im Jahre 1905 S
1000 —1500 / und 108 bis 180 „ Wohnungsgeldzuſchuß , im
Jahre 1910 ( und 1912 ) 1200 —1700 und 220 bis 480 „ Zu⸗
ſchuß . Von 1870 ab iſt alſo das Mindeſteinkommen um 50 vom
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Hundert und mehr , das Höchſteinkommen um 100 vom Hundert
und mehr geſtiegen .

Geht man zu den mittleren Beamten über , ſo ergibt ſich , daß
dieſe bei den Miniſterien im Jahre 1850 mit 1500 —4500 , im
Jahre 1870 mit 2400 —4800 / , im Jahre 1905 mit 3000 —6000 /
und 900 Wohnungsgeldzuſchuß , ſeit 1910 mit 5000 —6600
und 1300 Wohnungsgeldzuſchuß , zuſammen 4300 —7900 ,
ausgeſtattet waren . Bei den Regierungen im Jahre 1850 nur
1500 —3000 J/ , im Jahre 1870 auch nur 1800 —- 4300 , im Jahre
1905 aber 1800 —4200 / und 300 —432 Wohnungsgeldzuſchuß ,
ſeit 1910 2100 —4500 und 450 —800 „ Wohnungsgeldzu⸗
ſchuß . Der große Unterſchied der Einkünfte und ihrer Steige⸗
rung zwiſchen Berlin und der Provinz wird damit begründet ,
daß die mittleren Beamten in den Miniſterien eine Ausleſe
unter ihresgleichen darſtellen wie die Miniſterialräte unter den
Regierungsräten , zum Teil aber auch durch die gerade in Berlin
beſonders hohen Ausgaben für Miete u. dgl .

Von den höheren Beamten erhielten die Regierungsräte im
Jahre 1850 nur 2400 —4800 J , im Jahre 1870 ſchon 3600 bis
5400 J , 1905 dagegen 4200 —7200 / und 480 —660 / Woh⸗
nungsgeldzuſchuß , ſeit 1910 dasſelbe Gehalt , aber 720 —1300 /
Wohnungsgeldzuſchuß . Außerdem erhalten ſeit 1910 je 600 /
Zulage Regierungsräte in gehobener Stellung zu / der Zahl
der etatmäßigenStellen . Die Steigerung des Einkommens ſeit 1870
iſt alſo eigentlich nur beim Höchſteinkommen erheblich zu nen⸗
nen ; aber auch hier überſteigt ſie nur bei den Inhabern gehobe⸗
ner Stellen den Betrag von 50 vom Hundert . Noch weniger fort⸗
geſchritten ſind die vortragenden Räte ( 6000 —- 9000 / im Jahre
1850 , 6600 —9000 im Jahre 1870 , 7500 —11 000 / und 1200 ,
Wohnungsgeldzuſchuß im Jahre 1905 und 7000 —11 500 ＋J1680

Wohnungsgeldzuſchuß ſeit 1910 ) . Die Miniſter erhielten früher
30 000 J¼, ſeit 1870 36 000 % Gehalt und Dienſtwohnung .
Hier iſt die Erhöhung alſo verhältnismäßig gering .

Bemerkenswert an dieſen ſtatiſtiſchen Angaben iſt u. a. die
Erſcheinung , daß faſt durchgehends die Höchſtgehälter eine nam⸗
haftere Erhöhung erfahren haben , als die Anfangsgehälter . Dieſe
Erſcheinung kann aber nur unter der Vorausſetzung als geſund
angeſehen werden , daß die Höchſtgehälter den Beamten in ihrer
weit überwiegenden Mehrzahl und überdies in jenem Lebensalter
erreichbar ſind , das die bedeutendſten wirtſchaftlichen Anforde⸗
rungen an die Familien ſtellt . Andernfalls erhalten ſie mehr
oder weniger die Eigenſchaft von Paradegehältern !

Die Beſoldungsziffern allein zeigen noch lange kein zutref⸗
fendes Bild von dem wirtſchaftlichen Wert der Beſoldungsord⸗
nungen , vielmehr kommt es ebenſo ſehr auf die mit eingreifen⸗
den Verwaltungsgrundſätzen an , nach denen Anſtellung , Beför⸗
derung uſw . geordnet werden — und die oft viel wichtiger und
einſchneidender ſind , als die Höhe des Gehalts .

Hierbei iſt aber zu beachten , daß die Wartezeit bis zur An⸗
ſtellung der Eiſenbahndiätare in einem Verhältnis verlängert
wurde , daß dadurch die Erhöhung der Anfangsgehälter nicht nur
reichlich ausgeglichen , ſondern angeſichts der fortſchreitenden
Geldentwertung eine Verſchlechterung der Anfangsbeſoldung her⸗
beigeführt wird . Die Anfangsbeſoldung iſt alſo im Verhältnis
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zum Lebensalter des Angeſtellten und zur Wirtſchaftslage unge⸗
nügend . Man erſieht hieraus , daß das Beſtreben der mittleren
Beamten nach Erhöhung der Anfangsgehälter und fortſchreiten⸗
den Gehaltsvorrückungen , die das Endgehalt in angemeſſenem
Lebensalter ſicherſtellen , nicht nur an und für ſich wirtſchaftlichund ſozial berechtigt iſt , ſondern auch auf die zahlenmäßige ge⸗
ſchichtliche Entwicklung der Beamtenbeſoldung im allgemeinen
ſich gründet . ( Dieſe Ausführungen , die die Wochenſchrift für
deutſche Bahnmeiſter an die Angaben des Statiſtiſchen Jahrbuchs
für Preußen knüpft , bilden auch für die badiſchen Beamten ſchon
ſeit langen Jahren den immer wiederkehrenden Inhalt ihrer Ein⸗
gaben wegen Beſſerſtellung . )

„ Ich bin in Staatsgeſchäften alt genug geworden ,
um zu wiſſen , wie man einen verdrängt , ohne ihm ſeine
Beſtallung zu nehmen “ .

( Regentin in Egmont ( Goethe ) . )

Motto : Vor dummem Zehren und böslichem Sparen
Soll uns in Liebe der Herrgott bewahren.

Die Vereinfachung der ökaatsverwaltung.
( Auszug aus der Rede des Großh . Badiſchen Finanzminiſters in

der Sitzung des Landtags am 9. Juni 1917. )
„ Über die Vereinfachung der Staatsverwaltung will ich nur

Weniges ſagen . Die Vereinfachung der Staatsverwaltung wird
vieles verbeſſern — jede Vereinfachung iſt an ſich eine Verbeſ⸗
ſerung — ſie wird aber auch manche bisher als vorteilhaft ange⸗
ſehene Einrichtung beſeitigen müſſen und in dieſer Hinſicht viel⸗
leicht , ich will nicht ſagen , als eine Verſchlechterung , aber dochals eine unerwünſchte oder in mancher Beziehung nachteilige
Veränderung des derzeitigen Zuſtandes angeſehen werden . Nicht
alles , was für die Allgemeinheit von überwiegendem Vorteil iſt ,
iſt es auch für jeden einzelnen und für jedes beteiligte einzelne
Intereſſengebiet . Trotzdem wird die Vereinfachung durchgeführt
werden müſſen . Darüber iſt man ſich in allen Staaten klar , und
ſoviel mir bekannt , haben in ſämtlichen Parlamenten die Regie⸗
rungen dahingehende Erklärungen abgegeben . Der Hauptnutzen
der Vereinfachung der Staatsverwaltung iſt die Erſparung von
Verwaltungskoſten , und der Zwang zum Sparen wird ſie zur
unerbittlichen Notwendigkeit machen . Wie weit man in der Ver⸗
einfachung wird gehen müſſen , ob man neben dem unbedingt Not⸗
wendigen auch dem Wünſchenswerten und dem Angenehmen in
den Verwaltungseinrichtungen noch wird Konzeſſionen machen
können , das hängt lediglich von dem Zwang der Verhältniſſe av ,die der Kriegsausgang beſtimmen wird . Ich kann alſo im heu⸗
tigen Stadium nur ſagen , daß etwas geſchehen muß , aber nicht ,
wie weit gegangen werden muß .
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